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Jerfleiſchung.
Die grauenvollſten Kämpfe durchwogen das deutſche Volk. Nicht

nur ſoziale Waffen werden angewendet, ſondern auch militäriſche.
Nicht nur Streiks zerſtören den Wirtſchaftsprozeß, ſondern blutige
Gemetzel zerreißen das ſoziale Leben.

Warum die Kämpfe Die volle Schuld fällt auf die Machthaber,
die dem ſchafſenden Volke den ſozialen Aufbau verweigerten.
Dem Niederbruche der alten politiſchen Zwangsgewalten hätte
ſofort der Beginn der Sozialiſierung folgen müſſen. Die Regierungs
ſozialiſten haben das von Anfang an hintertrieben, ſpäter direkt ver
hindert. Da mußten die Gewalten aus der Tiefe ſprechen. Aber
gleich die erſten Regungen wurden mit barbariſcher Militärgewalt
erſtickt. Das peiſchte die Empörung hoch, die dann ſogar zu militäriſchen

Waffen griff. Das war erklärlich, aber verſehlt. Doch der Krieg
hatte ja das Töten und das Schlachten gelehrt. Haben nicht vier
Jahre lang die Blätter der beſitzenden Klaſſen den Maſſenmord
an Ruſſen, Franzoſen, Belgiern, Engländern gefeiert? Haben

ſie nicht in Verherrlichung des Blutvergießens geſchwelgt? Haben
ſie nicht den Geiſt des Barkarismus zur Geſellſchaftsmoral er
hoben Fluch ihnen und ihrer Herrſchgewalt, die die Millionen
des Proletariats zum Morden zwang!

Nun heuchelt man gellende Empörung, daß die Schlächtereien
weitergehen. Aber die Kämpfe in Berlin uſw. ſind nur ein
winziges Tröpflein gegenüber dem Ozean des Mordens, das der
Krieg brachte. Sie wären überhaupt nicht gekommen, wenn eine
ſozialiſtiſche Regierung die politiſche Revolution zur ſozialen
erweitert hätte!

Der tiefſte Sinn der Empörung, der Kämpfe und der Streiks
iſt die ſoziale Befreiung der Arbeiterklaſſe, das heißt
der Kampf um ihre wirtſchaftliche Gleichberechtigung. Daß
ſich die Kämpfe zerſplittern, daß ſie ausarten, daß ſie entſetzliche
Formen annehmen, zu Plünderungen führen iſt veranlaßt
durch die Brutolität der Zentralgewalt, die
rechtigten Kern des Verlangens ſtarr gegenübertritt. Wäre
die Durchführung der ſozialen Revolution von vorn-
herein verbürgt geweſen, ſo hätte die diſziplinierte Arbeiter-
klaſſe nicht in den Streik treten brauchen und jede andere Art von

J Kämpfen hätte ſie leicht und ſicher verhindern können. Die Schuld,
daß ſich die Arbeiter erſt den Beginn der ſozialen Revolution
von den Regierungsſozialiſten erkämpfen mußten, fällt mit un-
geheurer Wucht auf die Ebert, Scheidemann, Noske.

Jetzt haben ſie dem Drängen der Arbeiterklaſſe Konzeſſionen
gemacht. Zu ſpät! Ueberdies iſt die Regierungsſpielart der So
zialiſierung nur eine Form, der die Arbeiterklaſſe erſt den Ge
halt geben muß. Durch weitere Kämpfe!

Die Regierung verkündet, ſie ſei einig. Großartig! Die Ar
beiter bekommen alſo eine Sozialiſierung, der die Vertreter der
Kapitaliſten in der Regierung zugeſtimmt hahen. Sie ſoll ein
Schaugericht werden, wenn die Arbeiter nicht aufpaſſen.

Aber die Regierungsſozialiſten ſind trotzdem am Ende
Fluchtartig verlaſſen die Maſſen ihre Reihen.

Die regierungsſozialiſtiſche Preſſe ſchreit nach einem Parteitag.
Am 22. März wird Parteiausſchuß und Fraktion einen ſchleunigen
Parteitag beſchließen. Jm Vorwärts wird ausgefühct, die Re
gierung könne natürlich kein ſozialiſtiſches Programm durchſetzen,
da die Bürgerlichen in der Regierung das verhinderten. Deshalb
müſſe die Partei ein ſchneidiges Programm aufſtellen, das die
Maſſen wieder begeiſterte.

Dies iſt das Eingeſtändnis des Bankerotts! Jetzt
z zeigt ſich, daß das Zuſammengehen mit dem Bürgertum nur unter

Zurückſtellung der ſozialiſtiſchen Grundſätze möglich iſt. Jetzt muß
zugeſtanden werden, daß die Regierungsſozialiſten in der Regie-
rung die proletariſchen Lebensintereſſen verraten haben. Jetzt ſoll
die regierungsſozialiſtiſche Partei ihre Vertreter in der Regierung
„freiſtellen“ dabei ſitzt faſt der ganze Parteivorſtand in der
Regierung (Ebert und Scheidemann ſind Parteivorſitzende Jetzt
will man den empörten Maſſen den erkannten Verrat „erklären“,
daß doch die heilige Demokratie das Paktieren mit dem Bürger-
tum erfordert hätte, daß aber die Partei (nicht die Sammel-
regierung) die „bewährten“ Grundſätze „hochhalten“ könne. Welch
ein Schauſpiel!

Die Arbeiterklaſſe wendet ſich nun in immer gewaltigeren
Scharen zur Unabhängigen Partei, die den Sozialismus rein
erhielt und von einer ſelbſtändigen ſozialdemokratiſchen Taktik
nicht abwich. Jetzt beginnt das treue Feſthalten an den Grund
ſätzen Früchte zu tragen.

Die Bruderkämpfe unter der Arbeiterklaſſe werden bald ihr Ziel
finden, die Zerfleiſchung wird aufhören. Die Durchſetzung der
ſozialen Revolution wird bald die Einheitsfront der Ar-
beiterklaſſe gegen das kapitaliſtiſche Bürgertum zuſtande bringen.
Der regierungsſozialiſtiſche Zauber von der „gemeinſamen Arbeit
mit dem Bürgertum“ iſt als Wahnwitz und Verrat erkannt.

Die Arbeiterklaſſe befreit ſich ſelbſt!

Sammelregierung auch in Sachſen. Ans Dresden wird gemeldet: le roßbkngige Fraktion der Sächſiſchen Vollskammer

lehnte die Beteiligung an der Regierung ab. Es wird wahr-
ſcheinlich ein Miniſterium aus Rechtsſozialiſten und bürgerlichen
Demokraten gebildet werden.

Gegen die Fidelkommiſſe. Wie die Deutſche Allgem. Zeitung
berichtet, beſteht die Abſicht, der preußiſchen Landesverſammlung
ein Geſetz vorzulegen, das die Nenerrichtung von Familien-
gütern verbietet und die Anflöfung der beſtehenden unter
gewiſſen Modalitäten vorſieht.
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Ueber die Ernährungsfrage.
Verhandlungen der Natfonalverſammlung.

Weimar, 10. März. (W. T. B.) Tagesordnung Ernährungs-
interpellation. Zur Begründung führt Abg. Peterſen (Tem.)
aus: Die Regierung muß mit abſoluter Wahrheit und Klarheit
dem deutſchen Volke ſagen, wie die Lage iſt. Anderſeits müſſen
wir das moraliſche Gefühl des Volkes aufrufen. Die Arbeitsein-
ſtellungen müſſen aufhören, damit die vorhandenen Vorräte nicht
aus Furcht vor der Unſicherheit vergeudet werden, und damit die
neue Ernte geſichert wird. Wir fordern ſpeziell die Aufhebung
der Zwanas wirtſchaft für Fiſche und Eier. Wir appellieren an
das Gewiſſen der Welt. Wenn wir nicht die Lebensmittel be-
kommen, die wir haben müſſen, dann wird das nicht allein zu einer
deutſchen, ſondern zu einer europäiſchen Kataſtrophe führen. Wenn
aber der ruſſiſche Bolſchewismus Deutſchland und ſchließlich ganz
Europa überflutet, dann mögen die Mächte die Verantwortung
tragen, die helfen können, aber nicht wollen.

Zur Begründung der Interpellation der Dentſchnationalen er-
klärt Abg. Dr. Semmler (Dn.): Wir ſtehen vor einer Kataſtrophe,
wenn inbezug auf die Produktion künſtlicher Düngemittel und die
Beſchaffung der nötigen Arbeitskräfte für die Landwirtſchaft nicht
Abhilfe geſchaffen wird. Dank der Leiſtungen unſerer Chemie kann
die Frage, ob die deutſche Landwirtſchaft immer imſtande iſt, unſer
Volk zu ernähren, reſtlos bejaht werden. Die Landwirtſchaft kann
nur gefördert werden durch den Privatbetrieb, nicht durch So-
zialiſierung.

Ernährnngsminiſter Schmidt:
Die Frage. ob unſere Ernährung bis zum nächſten Wirtſchafts

jahr ausreſcht, muß ich verneinen. Was foll nun geſchehen,
um den Fehlbetrag zu decken? Eine Herabſetzung der ſchon ſo
niedrigen Lebensmittelraten iſt unmöglich. Es bliebe alſo nur
üorig, den Fehlbetrag durch Einfuhr im Auslande zu decken. Alles
ſpricht dafür, daß der Wirtſchaftskampf auch noch nach
Friedensſchluß mit aller Schärfe fortgeſetzt werden ſoll. Trotz
alledem ſteht es nicht ſo ſchlimm mit unſerer Ernährnng, wenn
uns nicht durch ſinn loſe Streiks und politiſche Unruhen
die Einfuhrmöglichkeiten aus dem neutralen und ſogar dem ſeind-
lichen Auslande unterbunden werden. Wir hätten unſerem Volke
mancherlei Erleichterungen ſchaffen können. Wir ätten in nicht
geringem Umfange Reis, Oel, Milch, Fleiſch und Südfrüchte ein-
führen können, wenn wir dafür als Kompenſation Kohle, Kali
und Eiſen hätten bieten können. Weil wir das nicht bieten
konnten, ſind ſie uns vor der Naſe weggeſchnappt worden. Das
Ausland will nicht unſer entwertetes Geld, es will nur unſere
Erzengniſſe. Jch ſage es in aller Oeffentlichkeit, daß ich die
Verantwortung für die Ernährung der Städte nicht mehr
übernehmen kann, wenn nicht Vernunft und Einſicht zurückkehren.
Jeder weitere Streik bedentet die Vernichtung des Reſtes
unſerer Voſkswirtſchaft. Jeder Streik der ſtädtiſchen Arbeiter
iſt jetzt ein Verbrechen an der Nation. Aber kein geringercs
Verbrechen iſt es, wenn den Landwirten geſagt wird, ihr könnt
auch ſtreiten. Jch muß leider

die Fleiſchration wieder herabfetzen,
auf den Stand vor der letzten Erhöhung. Wahrſcheinlich iſt ſogar
dieſe verminderte Ration nicht in jedem Falle ſicher. Als Er ſatz
ſollen Hülſenfrüchte gegeben werden. Bei dem jetzigen Mangel
kann die Zwangswirtſchaft nicht aufgehoben werden. Maßnahmen
zu ihrer Aufhebung ſind eingeleitet für Frühgemüſe und Obſt,
für die auch die Einfuhr freigegeben wird. Ebenſo kommen Dörr-
gemüſe, Sauerkraut und Salzgemüſe in Betracht. Jch will prüfen,
in der Erfaſſung der Hülſenfrüchte eine Aenderung in der Richtung
eintreten zu laſſen, daß wir vielleicht nur einen Teil erfaſſen und
das übrige freigeben, vielleicht auch bei Gerſte, Hafer, Heu, und Stroh,
unter Umſtänden auch bei Eiern und Zucker nach Sicherſtellung des
Verbrauchszuckers. Dagegen muß ich mit aller Entſchiedenheit die
Aufhebung der Zwangsbemirtſchaftung für Brotgetreide ablehnen
ebenſo für Fleiſch, Butter, Milch und Kartoffeln. Aber
heute ſchon erkläre ich, wenn bei der Freigabe beſtimmter Artikel
die planleſen Priestreibereien und die ſkrupelloſe Ausnützung
der Konjunktur fortdauern ſollten, ſo werde ich zu den Höchſt-
preiſen zurückkehren und mit aller Entſchiedenheit für ihre Durch-
führung ſorgen. Wir werden natürlich alles tun, um die Pro-
duktion zu erhöhen. Jch bedanere, daß beſonders unſere jungen
Leute nicht auf das Land hinaus zu bekommen ſind. Jn der
Frage der Düngemittel iſt leider unſere Hoffnung auf eine
ausreichende Erzeugung durch den 14 tägigen Streik in der Stick-
ſtoffinduſtrie vernichtet. Unſere Lebensmittelverſorgung in dieſem
Jahre ſteht alſo auf ſehr unſicherer Grundlage. Nur eine ruhige
wirtſchaftliche Entwickelung im Jnnern und eine menſchliche Ein-
ſicht unſerer Gegner kann uns retten.

Unterſtaatsfekretär von Braun gibt einen eingehenden
Bericht über die CErnährungsverhandlungen in Spaa. Wir haben
den Abbruch nur als eine Maßnahme der gehneriſchen Vertreter
aufgefaßt, ſich bei ihren Regierungen neue Jnformationen zu holen.
Unſere Lage iſt ernſt, aber nicht hoffnungslos. Neue Ver-
handlungen werden kommen und anf die Daner wird ſich die Welt
den Verpflichtungen, die ſie Deutſchland gegenüber hat, nicht ent
ziehen können.

Abg. Wurm (Unabh. Soz.): Wir brauchen heute noch auf allen
Gebieten die Zwangswirtſchaft und Rationierung, mehr noch als
während des Krieges. Wenn die Landwirtſchaft geſunden joll,
müſſen ihr Menſchenkräfte zugeführt werden, die zum Landbau
geeignet ſind. Auch ohne die Streiks hätten wir uns nicht bis
ur nächſten Ernte ernähren können. Ohne Hilfe vom Aus-an de können wir nicht durchkommen. Zuerſt müſſen wir an die

Arbeiterſchaft in allen Ländern appellieren, damit das deutſche
Volk nicht verhungert. Mit ihren ſozialen Zugeſtändniſſen iſt die
Regierung viel zu ſpät gekommen, deshalb mußte die Arbeiter
ſchaft in den Streik für die ſozialen Rechte eintreten.

Reichsminiſter Dr. David: Die Regierung hätte raſcher mit
Geſetzentwürfen kommen können, wenn die Unruhen im Lande
ihre Zeit nicht über Gebühr in Anſpruch genommen hätten. Wenn
der Streik ſich gegen das Leben der Geſamiheit wendet, muß jeder
verſtändige Arbeiter einſehen, daß der Streik ein Verbrechen iſt
Daß die Arbeiter nun endlich zur Arbeit zurückkehren,
das iſt das einzige Mittel, um aus unſerer Rot heraunszukommen.

weniger
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Die Sitzung dauert fort. Am Mittwoch ſoll ſich die National
verſammlung auf eine Woche vertagen, da die Reichsregierung den
Beratungen der preußiſchen Landesverſammlung beiwohnen will
und in Weimar nur die Kommiſſion für die Verſaſſung tagen ſoll.

Die Kämpfe in Berlin.
Die Meldungen beſagen, daß die Einzelkämpfe mit zerſprengken

Trupps noch nicht aufgehört Haben. Jm Oſten ſollen die Ver
wüſtungen ſchrecklich ſein. Viele Häuſer ſind durch Kanonen
ſchüſſe und Minen völlig zerſtört. Die Kämpfe fanden nur unter
den verſchiedenen militäriſchen Gruppen ſtatt, denen jeder poli
tiſche oder ſonſtige allgemeine Charakter fehlte.

W. T. B. meldet: „Ueber den Verlauf des Berliner Aufruhrs
teilen verſchiedene Blätter mit, daß er von Radek und den vor
mehreren Wochen verhafteten 86 Führern des Roten Soldaten
bundes ſo weit vorbereitet war, daß die übrigen Führer ihn mühe-
los durchführen konnten. Jhnen ſtanden ungefähr 10000 Be
waffnete zur Verfügung, Deſerteure, Strafgefangene, Arbeitsloſe,
ein großer Teil der Volksmarine-Diviſion, mehrere Devots der
republikaniſchen Soldatenwehr. Eine eigentliche Führung der Auf-
ſtändiſchen hatte aufgehört. Kleinere Gruppen von 10 bis 20 Mann
ſind in Gärten, Kellern, Scheunen uſw. verſchanzt, zuſammen
vielleicht noch 3000 bis 4000 Mann.“

Man beachte, daß dieſe Meldungen über Radek und die „s86
Führer“ von den Regierungsleuten herrühren.

Berlin, 11. März. m Berliner Leichenſchauhauſe liegen
allein etwa 200 Tote. m Berliner Polizeipräſidium wurden
geſtern ſechs Matroſen, die im Kampfe gegen die Regieruugs-
truppen gefangen genommen waren, nach ihrer Vernehmung ſtand-
rechtlich erſchoſſen. Einer der Führer der Spartakiſten, Jogiſchen,
wurde im Gebäude des Kriminalgerichts erſchoſſen. hatte
einen Soldaten bei der Vorführung angegriffen.

Tie ſtandrechtlichen Erſchießungen werden mit rückſichtsloſer
Strenge durchgeführt. Jn der Gegend Michaelisſtraße wurden
100 Spartakiſten geſangengenommen und 30 von ihuen ſofort
erſchoſſen.

Die Kämpfe in Lichtenberg. Berlin, 10. März. Nach Er-
ſtürmung des Lichtenberger Polizeipräſidiums zogen die Spartakiſten
nach dem Lichtenberger Hauptpoſtamt. Die ſchwache Beſatzung
des Poſtamtes nahm den Kampf mit den übermächtigen Angreifern
auf und feuerte ſolange, bis die letzte Patrone verſchoſſen war.
Dann ſtürmten die Spartakiſten das Poſtamt und überwältigten
die Hälfte der Beſatzung, die ſich im Jnnern des Gebäudes noch
hartnäckig mit dem Kolben wehrte. Die gefangenen Regierungs-
ſoldaten und zwei Oſſiziere wurden bald darauf ermordet. Jm
Poſtamt iſt alles kurz und klein geſchlagen und die Poſtkaſſe, in der
ſich im Durchſchnitt 60 bis 80 000 Mark befinden, geraubt worden.

Berlin, 11. März. Die Regierungstruppen haben im Laufe
des Montags bereits Teile von Lichtenberg beſetzt. Die Spartakiſten
waren, als ſie die Truppen in ihrer Flanke auftauchen ſahen, ſo
überraſcht, daß ſie zum Teil die Gewehre fortwarfen und ſich frei-
willig abführen ließen. Ein Teil der Bande flüchtete in die ſtäd-
tiſche Jrrenanſtalt Herzberge und verſuchte ſich dort zu verteidigen.
Nach kurzem Kampfe wurden. ſie zum Teil überwältigt, zum Teil
flüchteten ſie auf das freie Feld. Von militäriſcher Seite wird be-
hauptet, daß in Lichtenberg die Spartakiſten Flugblätter verbreitet
haben, in denen ausdrücklich zum Mord aufgefordert werde. Mon-
tag wurde ein Zahlmeiſter in Zivil auf der Straße von einem
Spartakiſten feſtgenommen, mit der Drohung des Erſchießens. Mit
1700 Mark, die er bei ſich hatte, kaufte er ſich frei. Ein unbe-
waffneter Jäger der auf einem Fahrrad fuhr, wurde von einer
Anzahl junger Burſchen und Weiber vom Rade geworfen und der-
maßen geſchlagen, daß er als eine formloſe Maſſe tot liegen
blieb.

Eine andere Meldung beſagt, daß die Kämpfe in Lichtenberg
150 Todesopfer gefordert haben.

Noske unterdrückt die Freiheit!
Unſer Berliner Parteiblatt Freiheit gibt bekannt:

An unſere Leſer! Der Reichswehrminiſter Noske hat
auf Grund des Belagernngszuftandes das Erſcheinen der
Freiheit bis auf weiteres verboten.

Redaktion und. Verlag der Freiheit.
Dieſer Gewaltſtreich zeigt die Herrſchaft des neuen Regiments

in ſchenßlichſter Geſtalt. Das „neue“ Regiment iſt wieder ganz
das alte geworden. Diktator Noske unterdrückt nur die Rote
Fahne und die Freiheit, dagegen erfreut ſich die bürgerlich-kapita-
liſtiſche Preſſe ſeines Wohlwolleus.

Leipzig.
Leipzig, 10. März. (W. T. B.) Der A. und S.-Rat hat eine

Bekanntmachung erlaſſen, in der die Arbeiter, nachdem der General
ſtreik beendet und die Vefahr des Einmarſches fremder Truppen
behoben ſei, aufgefordert werden, die ihnen ausgehändigten
Waffen und Munition ſofort wieder abzugeben. Ebenſo ſchnell,
wie die Bewafſnung, müſſe auch die Ablieferung der Waffen
erfolgen. Jn der Nacht zum Montag kam es namentlich im Oſten
der Stadt mehrfach zu lebhaften Schießereien. Perſonen ſind
nicht verletzt worden.

Der Eiſenbahnverkehr iſt auf den preußiſchen und ſächſiſchen
Linien in Leipzig geſtern nachmittag wieder aufgenommen worden.

Deutſche Truppen ſollen die Bolſchewiſten
niederſchlagen!

Jn. ſeiner großen Rede auf dem Parteitage führte Genoſſe
Haaſe aus:

Do erhebt man ein großes Geſchrei über den Bolſchewismus,
eine marktſchreiende Reklame hetzt gegen ihn. Soweit in der
ruſſiſchen Revolntion Greuel verübt wurden, kann der Bour
geoiſie nachgewieſen werden, daß ihre Revolutionen nicht
weni er Grenel brachten. Dazu kommt die Erbarmungsloſigkeit
der viereinbalb Kriegsjahre. Tatſächlich fürchtet man auch viel

n Bolſchewismus als den Sozialismus. Was ſoll
lich zu dem Angebot der deutſchen Waffenſtilſtands



kommiſſion an die Entente ſagen: Deutſchland derett,feinen Truppen den Kampf geren den zu ar
men

iſt jetzt in Weimar bekannt geworden. Natürlich haben
wir in Weimar den ſchärfſten Widerſpruch erhoben, daß wieder
deutſches Blut ſür fremde Jntereſſen, die der daltiſchen Baron

m Opfer gebracht werden ſoll. an glaubt aber wodhl, a
ſten der Sowjetrepublik ſich für den Verluſt von Elfah-Loihrin

gen, Schleswig und Polen zu entſchädigen. Man möchte wohl
auch eine Rechtfertigung für die Aufrechterhaltung der geſamten
Streitmacht. Dieſe Rüſtungen liefern aber wieder der Entente

Vorwand, die Gefangenen zurückzudehelten. Das geht klar
ren Schreiben Fochs hervor, das jetzt zur Veröffentlichung

mm
Wir haben klar zu ſagen, daß wir mit vielem in der ruſſiſchen
evolution, mit den Methoden dieſer Revolntion, nicht einver

ſtanden ſind. Aber die Berichte ſind verworren, und vie
gen die Revolution lehnen wir in jedem Faße ab. Auch Gorki

at bekannt, daß oftmals eine nicht notwendige inRußland vor ſich gegangen ſei. Aber er hedt auch bervor, daß
das kulturelle Schaffen Formen annehme, wie nie zuvor in
der Weltgeſchichte.

Die Ausführungen Haagſes über die Niederſchlagung der Bol-
ſchewiſten werden durch die Meldung von der Deutſchen Waffen-
ftillſtands- Kommiſſion in Spaa beſtätigt, wonach General Nudant
den Transport deutſcher Truppen anf dem Seewege nach Libau
abgelehnt habe. Die Entente trage alſo die Verantwortung
dafür, wenn das bolſchewiſtiſche Verbrechen weitere Land
ſtriche überflutet. Deutſcherſeits ſei alles Notwendige geſchehen.

Die deutſche Regierungserklärung beſtätigt, daß die Noske
Regierung der internationale Preisfechter gegen die ruſſiſche
Revolution, das „dolſchewiſtiſche Verbrechen“, ſein möchte.

Sofortige Lebensmittellieferung.
Berlin, 10. März. Ein Telegramm des Pariſer ameri-

kaniſchen Preſſedienſtes beſagt: Jm Zehnerrat hat Lloyd George
ein Telegramm vom General Plummer, Befehlshaber im eng-
liſchen Beſetzungsgediet links vom Rhein, verleſen, laut deſſen die
engliſchen Beſatzungsſoldaten eher revoltieren würden, als noch
länger Frauen und Kinder auf den Straßen dentſcher Städte
umkommen zu ſetzen. Daraufhin hat nan ſich im Zehnerrat und
im Oberſten Wirtſchaftlichen Ausſchuß darüber verſtändigt, daß die
Vieferung von Lebensmitteln an Deutſchland gegen Bezahlung
ſofort beginnen foll, ſalls Deutſchland ſeine Handelsſchiffe
ausliefere, die amerikaniſche und andere Trupven, monatlich
70000 Mann, heimbefördern und dafür Nahrungsmittel nach
Eurong bringen ſollen. Clemenceau hat die volle Beteiligung
der Franzoſen angekündigt. Ein von der Hamburger Seewarte
aufgenommener Funkſpruch ans Paris beſagt, daß Deutſchland,
falls es ſeine Handelsflotte ausliefere, ſofort 250 000 Tonnen
Lebensmittel monatlich ertzalten folle.

Paris, 10. März. Einer Reutkermeldung zufolge, ſind bereits
Kontrakte mit verſchiedenen Firmen abgeſchloſſen worden, um
Deutſchland die nötigen Lebensmittel zu liefern.

Die Entſchädigung an Belgien.
Paris, 9. März. Die belgiſchen Forderungen an Deutſchland,

die der Kommiſſion zur Wiedergutmachung vorgelegt worden ſind,
betragen 1409 bis 1600 Millionen Pfund Sterling, das ſind zwei-
unddreißig Milliarden Mark.

Kapitalrentenſtener. Wie man meldet, wird der Entwurf einer
Kapitalrentenſteuer demnächſt der Nationalverſammlung vorgelegt
werden. Die Steuer von 10 Prozent iſt demnach auf alle Kupons,
Dividendenſcheine und auch auf alle privaten Schulden zu bezahlen.

Aus der Partktei.
Die Fraktion der Nnabhängigen Sozialdemokraten in der

preußiſchen Landesverfginmlung hat ſich konſtiturert und zum
erſten Vorſitzenden den Genoſſen Adolf Hoffmann, zum zweiten
Vorſitzenden den Genoſſen Dr. Kurt Rofenfeld, zum Schriftführer
Genoſſen Stöcker und zur Kaſſiererin die Genoſſin Arendſee ge-
wählt. Zuſchriften ſind an den Genoſſen Adolf Hoffmanun, Berlin,
Blumenfſtraße 22, zu richten.

Neue Blätter. Jn Köln erſcheint zweimal in der Woche Die
Sozialiſtiſche Republik. Schriftleitung und Verlag Köln, Mühlen
bach 38. Unſere Genoſſen in Karlsruhe geben ſeit kurzem
ein Wochenblatt Die Sozigliſtiſche Republik heraus. Geſchäftsſielle
Karlsruhe, Kaiſerſtraße 13.,

Halle und Saalkreis.
Halle, den 11. März 1919.

Schauergeſchichten der Provinzpreſſe über Halle.
Nach einem bekannten Ausſpruche wird am meiſten gelogen im

Kriege, während einer Wahl, nach einer Jagd und, ſo muß
man ergänzend hinzufügen, wöhrend einer Revolution. Hier
hat im Lügen und Schwindeln beſonders die bürgerlich-kapitaliſtiſche
Senſationspreſſe alles bisher dageweſene in den Schatten geſtellt.
Namentlich vor den „Spartakiſten“ und „Bolſchewiſten“ wurde
und wird dem verängſtigten Spießer täglich gruſelig gemacht, daß
er zwiſchen ihnen und den leibhaftigen afrikaniſchen Menſchenfreſſern
ſchon gar keinen Unterſchied mehr macht. Nicht weniger toll treibt
es die ſogenannte Provinzpreſſe, die natürlich noch viel ſchreckhaftere
Vorſtellungen von den „Svartakiſten“ hat, weil ihr überhaupt noch
kein lebender zu Geſicht gekommen iſt.

Jn den letzten Tagen zogen die Ausſchreitungen und Plünde
rungen in Halle auch das Hauptintereſſe der Provinzpreſſe an.
8 hre Spalten waren voll des „Grauens“ über all die „verruchten

ndtaten“ der „Spartakiſten“, und die Phantaſie konnte bei der
Ausmalung von Schreckensbildern ins Grenzenloſe ſchweifen.
Wenn all' die Schilderungen, die die Provinzpreſſe über die
Tumulttage in Halle von „Augenzeugen“ bringt, Wahrheit
wären, ſo ſtände in Halle kein Stein mehr auf den andern, und
es wäre nur noch ein großer Schutt- und Trümmerhaufen. Ein
paar Proben mögen dartun, daß das kaum übertrieben iſt. So
verbreitet z. B. der Cölledaer Anzeiger unter der Ueberſchrift:
Des halliſche Grauen, die folgende Räubergeſchichte:

„Wie von Augenzeugen aus Halle berichtet wird, ſoll bei dem
dortigen Aufftande das Poſtgebäude ſo gut wie zerſtört
ſein. Ein Schaffner, der am Sonnabend mit einem Eiſen-
bahnzuge nach Halle fuhr, in dem ſich 500 Mann Regierungs
truppen befanden, erzählt, wie unterwegs auf freier Strecke der
953 zum Halten gebracht wurde und es erſchienen ein Dutzend

atroſen mit vorgehalrenen Revolvern und Dolchen, um den
ganzen Truppentransport zu entwaffnen Der Führer hatte
aber ſeine Mannſchaften bereits im Anſchlag, doch ehe er Feuer
geben ließ, kommandierte er „Hände hoch!“, worauf die Matroſen
die Waffen fortwarfen und dann feſtgenommen und einzeln in
den Abteilen untergebracht wurden als Gefangene. Am
Abend zwiſchen 7 und 8 Uhr rottete ſich die „Sicherheitswache“
in Halle zuſammen, zog nach der Urichſtraße, ſchlug mit den
Gewehrkolben die Schaufenſter ein und plünderte. Die Auf-
räumungsarbeiten wurden Sonntag begonnen. Gegen dieſe Sicher-
heitsmannſchaften mußten die Regierungstruppen Maſchinen
gewehre anwenden.

Liebenwerdaer Kreisblatt: „Der berüchtigte Spartakiſten
führer Pludra wurde erſchoſſen aufgefunden. Er ſoll an den
Straßenkämpfen beteiligt und dabei verwundet worden ſein

Das Eisleber Tageblatt entnimmt „einem Briefe aus
Halle über die derzeitige Lage und Stimmung

„Seitdem unſere geliebten Landjäger hier ſind,
geht alles wieder ruhig zu. Das ſind tüchtige Kerle, die mit
Ruhe und Liebenswürdigkeit alles behandeln und nur gegen die
Schuldigen kein Erbarmen kennen. Die Diebesbanden werden
alle fürchterlich verhauen. (1) Die Nachricht von der

teckner und des Großſrichießung des Bankiers xE

kaufmanns Vottel anläßlich der
wahrheitet ſich glücklicherweiſe nicht. Sie e 0
Dieſe Proben ließen ſich deliebig vermehren. e zeigen, we

eine planmäßige Berhetzung die bürgerliche Preſſe mit der
Verbreitung von „ſpartakiſtiſchen* Greuel und FNuergeſchichten
detreibt. Alles zu dem löblichen Zwecke natürlich, die Gegen
revolution zu ſtärken und die Revolution abzuwürgen.
Umſonſt! Die Revolution bat ihre eigenen Geſetze und geht ihre
eigenen Wege, die letzten Endes doch zum vollen Siege des
Sozialismus führen müſſen!

Plünderungsſchäden anmelden-
Plünderungsſchäden, die Einzelperſonen dadurch erlitten haben,

daß ſie den geplünderten Geſchäften eigene Sachen oder Stoffe
zur Aufbewahrung, Aenderung oder Verarbeitung übergeben
hatten, müſſen von den Betroffenen bis 15. März beim
Magiſtrat angemeldes werden, da ſie ſonſt des Erſatz
anſpruchs verluſtig gehen.

Hausbeſitzer und Geſchäftsinhaber, die anläßlich der Unruhen
Schäden an unbelegten und belegten Spiegelſcheiben ſowie an
ſonſtigen Glasarten erlitten haben, werden hiermit aufgefordert,
vor Beſeitigung der Schäden, den vom Magiſtrat zum Sach
verſtändigen beſtellten Kaufmann Max Krauſe in Firma
W. Krauſe, Brüderſtraße 13. bei dem Aufmaß der verbleibenden
Bruchſtücke hinzuzuziehen. Der Wert der Bruchſtücke muß im
enden zur vorläufigen Schadenfeſtſtellung Berückſichtigung

nden.

Städtiſche Lebensmittel
gibt es: Räncherfiſche in allen Fiſchgeſchäften. Der Verkauf be
ginnt am Mittwoch früh. Für jede Perſon eines Haushaltes
werden 100 Gramm Svrottbücklinge zum Preiſe von 30 Pfennigen
abgegeben. Der Berkauf erfolgt auf Warenbezugsſchein Nr. 20, Ab
ſchnirt 280. Auf, dieſe Abſchnitte werden nur Räucherfiſche ver
abfolgt. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens
mittelſcheine mit den Nummern 1 8000 und 65 001 74 000.
Wegen VPapiermangels wird das Publikum erſucht, Papier oder
Taſchen, Netze, Körbe ufw. mitzubringen.

Es wird darauf hingewieſen, daß es in der Seefiſchbekanntmachung
vom 10. März 1919 nicht heißen darf: „Warenbezugsſchein 19“,
ſondern „Warenbezugsſchein 18“.

Städtiſcher Verkauf von Puppe und Backpylver in der
Talamtſchule am Mittwoch, den 12. Marz 1919. Zugelaſſen zum
Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine
28 001--356 000 vormittags von 8--12 Uhr, und die Juhaber der
Nummern 36 001--42 000 nachmittags von 2--5 Uhr.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden
liſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, am Mittwoch,
den 12., und Donnerstag. den 13. März 1919, vei den von ihnen
gewählten Großfirmen, den in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden
Sirup abzuholen.

Polizeiſtunde um 9 Uhr. Auf Anordnung des Komman
denrs der Landesjäger wird die Polizeiſtunde für Gaſtwirtſchaften
Kaffechänſer, Theater, Lichtſpiekhäuſer uſw. von heute ab au
8.30 Uhr feſtgefetzt.

Die Regiernng bewaffnet die Studenten! Der Rektor der
Univerſität Halle bringt durch Anſchlag folgendes Tele
gramm der Regierung zur Kenntnis der Studentenſchaft:

„An Rektor, Senat und Ausſchuß der Studierenden,
Univerſität Halle. Reichsregierung bedarf der
akademiſchen Jugend dringend im Kampfe gegen
die drohende Anarchie und baut auf ihre Treue und
Hingabe. Sicherſtellung der für das Studium verlorengehenden
Zeit wird durch beſondere Verfügungen gewährleiſtet werden.

Reichs miniſterium. Preußiſches Miniſterium
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung

Alſo die Hanptſtützen dieſer ſozialiſtiſchen Regierungen ſind:
Offiziere, Unteroffiziere und ungaufgeklärte Soldaten des alten
preußiſchdeutſchen Militarismus und eine Leibgarde aus
kapitaliſtiſchen Bürgern und aus alldeutſchen Korpsſtudenten. Das
macht es allerdings verſtändlich, daß eine „ſozialiſtiſche“ Regierung,
die ſich der Reaktion zur Niederwerfung der Revolution
dedient, für den Sozialismus nichts mehr übrig hat!

Die Regierungssöſichten in der Trennnng von Kirche und
Staat. Darüber wird Montag, den 17. März, abends 8 Üühr, in
der Saalſchloßbrauerei Herr Alfred Dieterich, Privat
gelehrter in Berlin, im Auftrage des preußiſchen Kultusminiſte-
riums ſprechen. Eine freie Ausſprache ſoll ſich anſchließen.

Der wiſſeuſchaftliche Unterricht in der ſtädtiſchen Handels
und Gewerbeſchule für Mädchen (Kloſterſtr. 9) iſt nach dem
Lyzeum verlegt worden, da die Kloſterſchule von Regierungs-
truppen beſetzt wurde. Anmeldungen können erſt wieder vom
1. bis 5. April in der Schule entgegengenommen werden.

Die Zentral-Bücherei im Volkspark iſt Sonntags vormittags
von 10 bis 12 Uhr und Dienstags und Donnerstags abends von
7 bis 8 Uhr geöffnet. Die Benutzung iſt für die Mitglieder der
Partei und Gewerkſchaften, ſowie deren Angehörige, frei. Beim
erſten Beſuch iſt ein Ausweis darüber vorzulegen.

Das Stadttheater nimmt ab morgen, Mittwoch, ſeine Vor
ſtellungen mit einer Anfführnng von Der fliegende Holländer
wieder auf. Donnerstag wird erſtmalig Der G'wiſſenswurm
wiederholt. Beginn der Vorſtellungen nachmittags 5 Uhr. Die
Kaſſe iſt ab Mittwoch von 10 Uhr geöffnet, woſelbſt auch die
Tageskarten für die ausgefallenen Vorſtellungen je nach Wunſch
umgetauſcht oder zurückvergütet werden. Ueber die ausgefallenen
Abonnementsvorſtellungen wird Näheres noch bekanutgegeben.

Im Apollo- Theater beginnen ab Mittwoch, den 12. März,
wieder die regelmäßigen Vorſtellnngen, und zwar gelangt die
Neuhbeit Die ſchöne Kubanerin, Operette in 3 Akten, von Georg
Okonkowsfi, Muſik von Gabriel, zur Aufführung. Nachdem der
Straßenverkehr bis 9 Uhr abends freigegeben iſt, beginnen die
Vorſtellungen Punkt 6 Uhr und enden 8.15, ſo daß noch jeder
Theaterbdefucher für den Heimweg genügend Zeit hat.

Gefundenes Plünderergut. Auf einem Acker in der ver
längerten Cecilienſtraße wurden geſtern von einem Flurhüter
Kleidungsſtücke und 4 Stücke Tuch im Geſamtwerte von etwa
1500 Mark geſunden. Die Sachen wurden ſichergeſtellt. Bei
der Durchſuchung der Wohnung eines in der Dölauer Straße
wohnhaften Manrers wurden auf dem Heuboden 311 Pakete
Zwiedäcke, vom Plündern herrührend, ſowie etwa 60 Pfd. Erbſen,
25 Pfund Gerfte und 25 Pfund Roggen, ſogenannte Hamſter
ware, aufgefunden. Geſtern wurden die Viertel der Kleinen
Ulrichſtraße und an der Univerſität einer vlanmäßigen Durch
ſuchung unterworfen. Dabei wurde zahlreiches Heeresgut und ge
vlünderte Lebensmittel gefunden. Auch einige Waffen wurden
zu Tage gefördert. 7 Perſonen wurden wegen Plünderns, 3
wegen Teilnahme an Schießereien feſtgenommen.

Ammendorf. Die Arbeiter der Waggonfabrik Lindner-
Ammendorfhalten Donnerstag, vormittags 11 Uhr, im Schützen-
hdans Betriebsverſammlung ab. Der Betriebsrat.

Brachſtedt. Die verſagende Sicherheitswehr. Man
ſchreibt uns: Trotzdem in allen Orten ſogenannte Sicherheits
wehren gegründet worden ſind, merkt man abſolut nichts, daß die
Tätigkeit dieſer Wehren eine für die Gemeinde erſprießliche wäre.
Zum Beiſpiel wurde in der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag
beim Gutebeſitzer Reinhold Ohme in Brachſtedt ein größerer
Diebſtahl ausgeſührt, bei dem die Diebe u. a. erbenteten: zwei
Schafe, Kaninchen und Kartoffeln. Es wäre ſehr erwünſcht, das
die Herren, welche ſich in die Liſte der Sich e rhe swehr eint agen
ließen nicht nur auf dieſer Liſte, ſondern auch nachts im Dorfe
zum Schuß der Einwohner zu finden wären.

e

rer

e werden könnten.

Papiernot!

Die erſte c
am nntage ſtagewählten Vertreter ging man zur h über, die ſehr

reichlich war. Jn die ährungs, Wohnungs- und Armen
kommiſſion wurden zwei Sozialdemokraten und l Bürgerricher ge
wählt. Dann kam man zum Punk:: Einführung einer Bürger
wehr. Es war hierzu vom Landrat ein Schreiben eingegangen,
welches die Bürgerwehr fordert „zur Bekämpfung des VBolſchewis
mus“, des „Spartakismus“ und vor allen Dingen, weil die Plünde-
rungen und der Aufruhr nehmen und aufs Lands hinaus

on unſerer Seite wurde durch den
noſſen Bolm das Anerbieten des Landrats da

wir ſolche reaktionären Pläne nicht mitmachen. Der Punkt würde
ſodann vertagt, um feſtzuſtellen, wer die Koſten und die Verant
wortung für irgendwelche Opfer oder deren Hinterbliebenen trägt
Alſo eine Forderung direkt politiſcher Art. Wir lehnen hierfür
die Verantwortung ab. Jm übrigen verlief die Sitzung ſachlich

Infolge der Papiernot ſind wir auch heute wieder verdammt,
eiten ſtark erſcheinen zu können. Das wird

immer nunerträglicher! Um uns herum branden die Wogen
der Verlenmdung und Niedertracht. Noch niemals iſt die
Arbeiterbewegung und vor allem die Unabhängige Sozial
demokratie ſo geſchmätzt worden, wie jetzt. Da ſind nus die
Hände gebunden! Die bürgerlich-kapitaliſtiſche Preffe hat
Papier in Fülle. Acht, zehn, zwölf Seiten ſtart erſcheinen
dieſe feindſichen Blätter, manchr ſogar zweimal am Tage.
Und das Volksblatt kann aus der amtlichen Papierkontingen-
tierung nur zwei Seiten zerausbekemmen! Dieſe Verhältniſſe
ſind unhalthar. Wir müſſen dieſe Papiernot öffentlich hingus-
ſchreien haben aber keine Hoffnung auf Veſſerung.

Aus der Provinz.
Die Bergbeamten ſtreiken weiter.

Die von den Unternehmern gelbe Vereinigung derAngeſtellten des Mitteldeutſchen Bergbaues läßt in der Vreſſ

mitteilen, daß ſie wegen Nichtbeachtung weſentlicher Forderungen
der Angeſtellten durch die Regierung für ihre Mitglieder die
Fortführung des Beamtenſtreiks beſchloſſen habe. Man hat be
kanntlich die an übergeſchnappten Größenwahn grenzende Forde-
rung aufgeſtellt, ſolange der gehaßte Bezirks-Bergarbeiterrat nicht
aitfgelöſt ſei, die Bergbeamten die Arbeit nicht aufnehmen wür-

unr zwei karge

rutſcht. denn die Arbeit geht, mit ganz wenigen Ausnahmen,
überall glatt vonſtatten. en Beamten der Mansfelder Gewerk
ſchaft iſt gütigſt geſtattet worden, am Montag, den 10. März, die
Arbeiten in vollem Umfange wieder aufzunehmen, da ſämtliche
Arbeiten als Notſtandsarbeiten anerkannt werden müſſen. Den
Vertretern der Mansfelder Gewerkſchaft iſt auch zugeſagt worden,
daß die Werke, die für die Kohlenbelieferung Mansfelds in Frage
kommen, vom Beamtenſtreik nicht betroffen werden jollen, ſo daß
die Gefahr des Erſaufens der Mansfelder Schächte zunächſt ab
gewendet erſcheint.

Wie uns mitgeteilt wird, haben ſich die unteren Werksbegmten
faft überall zur Arbeitsaufnahme bereit erklärt, nur einige höhere
Werksvertreter beharren auf ihrem Standpunkte. Jm Zeitzer
Revier herrſcht nach wie vor Ruhe, auch wird auf dem größten
Teile der Gruben gearbeitet. Alle von der bürgerlichen Preſſe
verbreiteten Nachrichten ſind Schwindel.

Merſeburg. Abſetzung des Soldatenrat es. Trium-
phierend berichtet die bürgerliche Preſſe: Eine auf dem Hofe der
Kaſerne ſtattgefundene Verſammlung der Soldaten erklärte denbisherigen Garniſon Soldatenrat ſär abgeſetzt. Es wurde ein
neuer Rat gewählt der treu zur Regierung ſteht. Die Merſe
burger Garniſon ſtellt ſich ſomit auf die Seite der Negiernng.
Was nicht zu verwundern iſt, wenn man weiß, daß der Geiſt von
Maerkers Landesjägern Merſeburg beherrſcht.

Wittenberg. Aus der Stadtverordnetenſitzung. Am
4. März trat das neugewählte Kolleginm zum erſten Male zu
ſammen. Nach einer kurzen, ziemlich belangloſen Einweihungs
rede des Erſten Bürgermeiſters Dr. Thelemann erfolgte die Ver-
pflichtung der Stadtverordneten. Als Vorſitzende des Kollegiums
wurde Studienrat Profeſſor Dr. Schwarze, und unſer e
Lerchenſtein e ſtellvertr. Vorſitzenden gewählt. Als 1. Schrift
führer ging Stadtv. Holtzhauſen, als Stellvertreter Stadtv. Bethke
aus den Wahlen hervor. Dann erfolgte die Wahl der 23 Kom

Arbeiter- Stadtverordneten ſtatt um 5 Uhr erſt um 6 Uhr abends.
Zum Schluß der Sitzung entſpann ſich noch eine lange Aus-
ſprache über die Wohnungsnot und ihre Beſeitigung. Am 1. April
ſollen annähernd 50 Familien obdachlos ſein. Die geplante Ver
wendung der Kaſernen ſtößt auf mancherlei Schwierigkeiten. Die
Militärverwaltung lehnt es ab, euch die Koſtenfrage und das Un-
geziefer ſpielen eine Rolle. Dafür will man die Baracken auf
dem Neubertſchen Grundſtück gegenüber der Kavallerie-Kaſerne
zum Preiſe von je 5200 Mk. kaufen und als Notwohnungen be-
nützen. Es wurden gegen die Barackenwohnungen eine Reihe
berechtigter Einwände erhoben, aber ſchließlich ſtimmte das Kolle-
gium aus Dringlichkeitsgründen dem Ankauf zu. Vei dem Er
gebnis der Stadtvererdnetenwahl ſei noch folgendes nachgetragen:
Auf die Liſte Bickel entfielen 1222, auf Liſte Dr. Schwarze 8868,
auf Liſte Schulz 212 und auf die Liſte Lerchenſtein (U. S. P.
und Rechtsſozialiſten) 2627 Stimmen. Die Liſten Bickel und Dr.
Schwarze waren verdunden; ſie erhalten deshalb zuſammen 25
Sitze, die Liſte Lerchenſtein 13 Sitze. Da Herr Bickel die Wahl

hat, rückte der nächſte Bewerber der Liſte an ſeine
elle.

Torgav. Der Soldatenrat und die Bewaffnung der
Freiwilligen. Seit einiger Zeit machte ſich unter den An-

ghörigen der Torgauer Garniſon ein ſtarker Unwille gegen einige
Mitglieder des Soldatenrates geltend. Dieſer Unwille kam zum
offenen Ausbruch, als an einige hier aufgeſtellte ſogenannte Grenz
ſchutzformationen Waffen und Munition verteilt wurden. In einigen
Verſammlungen kam es dieſerhalb zu heftigen Auseinanderſetzungen
wiſchen dem Garniſonſoldatenrat und verſchiedenen revolutionären

oldaten, die ſchließlich den Rücktritt des Soldatenrates im Ge
folge hatten. Es wurde die Rückgabe der Waffen gefordert, auch
gegen verſchiedene Offiziere der Vorwurf erhoben, daß ſie gegen
die Sache der Revolution arbeiteten. Die Verſammlung war ein
mütig der Meinung, daß durch die Abgabe von Waffen und Mu-
nition große Unruhe in die Bevölkerung getragen worden iſt und
verlangte Einziehung der Waffen und Munition. Der Soldaten
rat wurde aufgefordert, alle Schlüſſel zu Waffenräumen an ſich
zu nehmen und ſo zu verwahren, daß kein Unberufener die Schlüſſe
an ſich bringen kann.

Elſterwerda. Für Beſeitigung der Offiziersgewalt.Die Mannſchaften der hieſigen rein Abieitung hielten eine Ver
ſammlung ab und beſchloſſen, darauf hinznwirken, daß der Jahr
gang 1899 entlaſſen wird. Außerdem ſoll der Soldatenrat nur
aus Gemeinen beſtehen.
Offiziere eintreten.

Ferner will man ſür Abſchaffung der

Verontwort ich für Politik Varl Hennig für Halleſche An elegenheifen: Karl Bock

Verlag 2olk-blatt, G. m d. Deuck: a Buchdrhaetei, C. m El r den Celeſſenid

den. Mit dieſem Verlangen iſt man aber glatt hinten runterge- 9

miſſionen. Die Sitzungen beginnen künftig mit Rückſicht auf die

bindet
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